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SGK Sachsen bestätigt Dr. Peter Lames 
als Landesvorsitzenden
Digitale Mitgliederversammlung wählt neuen Landesvorstand –  
Diskussion mit Martin Dulig

Autor SGK Sachsen
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Im Rahmen einer digitalen Mitglie-
derversammlung hat die SGK Sach-
sen am 12. Juni einen neuen Landes-
vorstand gewählt. Als Landesvorsit-
zender wurde der 57-jährige Finanz-
bürgermeister der Landeshauptstadt 
Dresden Dr. Peter Lames einstimmig 
bestätigt. Er steht seit 2018 an der 
Spitze des eigenständigen Vereins 
mit seinen etwa 250 Mitgliedern. 
Dieser vertritt inner- und außerpar-
teilich die kommunalen Belange und 
berät und unterstützt die Mandats-
trägerinnen und Mandatsträger bei 
ihrer Arbeit.

Als stellvertretende Vorsitzende 
wurde Martina Angermann wieder-
gewählt. Sie war Bürgermeisterin 
der Gemeinde Arnsdorf und wurde 
zuletzt am 23. Mai (Tag des Grund-
gesetzes) für ihr Engagement als 
„Botschafterin für Demokratie und 

Toleranz“ ausgezeichnet. Zweiter 
stellvertretender Vorsitzender ist 
nun Albrecht Pallas, Landtagsabge-
ordneter und kommunalpolitischer 
Sprecher der SPD-Landtagsfraktion. 
Die Finanzen bleiben in der Hand des 

langjährigen Schatzmeisters Thomas 
Delling, der bis 2020 Beigeordneter 
in Hoyerswerda war und weiterhin 
dem Bautzner Kreistag angehört. 
Den Vorstand komplettieren Stefan 
Kraatz, Geschäftsführer der SPD-
Stadtratsfraktion Chemnitz, Kay 
Dramert, bis vor kurzem stellvertre-
tender Bürgermeister in Hainichen, 
Juliane Pfeil, Stadträtin in Plauen, 
Karsten Schütze, Oberbürgermeister 
in Markkleeberg und Kristin Sturm, 
Dresdner Stadträtin.  

An der SGK-Konferenz nahm auch 
der SPD-Landesvorsitzende Mar-
tin Dulig teil, um mit den SGK-Mit-
gliedern über die aktuelle Situation 
der sächsischen SPD zu diskutieren. 
Zudem debattierte die Mitglieder-
versammlung auch über anstehen-
de Veränderungen im sächsischen 
Kommunalrecht.

Neuer und alter SGK-Vorsitzender:  
Dr. Peter Lames� Foto: Jürgen Männel

SPD-Fraktion Dresden: 

Verdrängung durch Ferienwohnungen im Blick behalten
Lage in Dresden noch entspannt – Zweckentfremdung von Wohnraum nimmt zu

Autor Vincent Drews, wohnungspolitischer Sprecher der SPD-Fraktion Dresden

Ferienwohnungen, die über AirBnB 
und Co. angeboten werden, befin-
den sich häufig in Mehrfamilien-
häusern. In der Nachbarschaft sind 
Mieter*innen, die täglich in ihren 
Wohnungen leben. Auch die Ferien-
wohnungen könnten als Mietwoh-
nungen vermietet werden. Allerdings 
sind einige Eigentümer*innen der 
Meinung, dass sie mit Ferienwoh-
nungen mehr Geld verdienen können 

oder einfach keine Lust haben, sich 
mit Dauermieter*innen auseinander-
zusetzen. Nun könnte man sagen: Ja 
sollen sie doch. Das ist sicherlich nicht 
falsch. Wir erleben aber besonders in 
Großstädten, die auch touristisch at-
traktiv sind, dass immer mehr Miet-
wohnungen gerade in den Stadt-
zentren dem freien Wohnungsmarkt 
entzogen werden, um als Ferienwoh-
nungen angeboten zu werden. In ge-

nau solchen (Innen-)Städten erfahren 
wir in den letzten Jahren immens stei-
gende Mieten, eine Verdrängung von 
Menschen mit kleinen und mittleren 
Einkommen und alle Auswirkungen 
von Gentrifizierung. 

Nutzungsänderungen 
beobachten
Unsere sozialdemokratischen Ziele 
sind bezahlbarer Wohnraum für alle 

Menschen und lebendige Innenstäd-
te, in denen die Menschen auch le-
ben. Deswegen müssen wir die Aus-
breitung von Ferienwohnungen in 
normalen Mietwohnungen im Blick 
behalten. Dafür hat die SPD-Fraktion 
Dresden im November letzten Jahres 
eine Antragsinitiative im Dresdner 
Stadtrat gestartet, ein regelmäßiges 
Monitoring über die Entwicklungen 
von Ferienwohnungen im Stadtge-
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biet aufzubauen. Dafür sollen konti-
nuierlich über die Analysedatenbank 
AirDNA Daten zum Wohnungsmarkt 
erhoben werden. Ein Abo dieser Da-
ten kostet 100 Euro im Monat und ist 
damit kein großes Investment für eine 
Stadt. 

Zusätzlich sollen die stadteigenen 
Informationen aus dem Steuer- und 
Stadtkassenamt ausgewertet wer-
den, da die Dresdner Beherber-
gungssteuer auch für private Ferien-
wohnungen gilt. Außerdem werden 
die Daten des Stadtplanungsamtes 
herangezogen, da dort entsprechen-
de Nutzungsänderungen von Wohn-
raum beantragt werden müssen. Mit 
Hilfe dieser Quellen ist ein repräsen-

tativer Blick auf die Entwicklungen 
möglich. 

Bisher keine klare  
Zuständigkeit
Im Gegensatz zu Berlin oder ande-
ren großen Städten ist die Situation 
in Dresden noch vergleichsweise 
entspannt. In der Innenstadt sind 
aktuell vier Prozent der Wohnungen 
durch Ferienwohnungen genutzt. In 
der Dresdner Neustadt sind es drei 
Prozent des Wohnungsbestandes. 
Alarmierend sind dabei die Steige-
rungen der letzten Jahre. Diese las-
sen vermuten, dass die Zahlen in Zu-
kunft weiter wachsen werden. Umso 
verwunderlicher ist es, dass es inner-
halb der Dresdner Stadtverwaltung 

Vor allem in der Dresdner Innenstadt hat der Anteil von Ferienwohnungen in den letzten Jahren deutlich zugenommen. � Foto: pixabay.com

bislang nicht mal eine klare Zustän-
digkeit für dieses Themengebiet gab. 
Auch das haben wir mit unserem er-
folgreichen Antrag geändert.

Gesetzliche Grundlage  
auf Landesebene schaffen
Dresden ist von steigenden Mieten 
und Segregation ebenso betroffen, 
wie viele andere große Städte auch. 
Die strukturelle Leerstandsquote liegt 
bei unter zwei Prozent. Schon heute 
ist es schwer, eine neue bezahlbare 
Wohnung zu finden. Es braucht also 
nicht viel, um die Probleme auf dem 
Wohnungsmarkt zu vergrößern. Den-
noch hat der Freistaat Sachsen bis-
lang weder eine Mietpreisbremse für 
Dresden erlassen noch die gesetzliche 

Voraussetzung dafür geschaffen, ein 
Wohnraumzweckentfremdungsver-
bot zur Anwendung zu bringen. Dank 
der SPD-Fraktion im sächsischen 
Landtag sind beide Maßnahmen in-
zwischen in der Staatsregierung im 
Gespräch. 

Bis es die Möglichkeiten eines Zweck-
entfremdungsverbots für Dresden 
gibt, werden wir weiter Daten sam-
meln. So wollen wir eine schnelle 
Umsetzung vorbereiten, sobald der 
Freistaat den Weg dafür freigemacht 
hat. Das wird nicht das Allheilmittel 
für den Dresdner Wohnungsmarkt 
sein. Aber es ist ein Baustein hin 
zu bezahlbaren Mieten und einem 
funktionierenden Wohnungsmarkt.

Leipzig bekommt drei Umweltdetektive 
SPD-Fraktion setzt sich gegen illegale Entsorgung und Müllkippen ein

Autor SPD-Fraktion Leipzig

Illegale Müllentsorgung und das 
Entstehen wilder Müllkippen sind 
in vielen deutschen Städten ein 
Problem. In Leipzig hatte die SPD-
Fraktion schon 2019 beantragt, ein 
Konzept für die Einrichtung von 
„Umweltdetektiven“ zu erstellen, in 
dem sowohl Stellenbedarfe als auch 
die Abwägung möglicher rechtli-
cher Risiken bei der Beweissiche-
rung Eingang finden sollen. 

Laut SPD-Stadtrat Andreas Geisler, 
Mitglied des Ausschusses Umwelt, 
Klima und Ordnung, sollen die 
Umweltdetektive im Rahmen einer 
Kooperation von Umwelt- und Ord-
nungsamt aktiv werden und bei ih-
rer Arbeit von Fachleuten der Stadt-
reinigung unterstützt werden.

Vielseitiger Ansatz
Ursprünglich hatten die Sozialde-
mokraten mindestens fünf Umwelt-
detektive für die zehn Stadtbezirke 
gefordert. Diese sollen laut der SPD-
Fraktion im Bereich der Aufklärungs- 
und Öffentlichkeitsarbeit, dem zügi-
gen Entfernen kleinerer Ablagerun-
gen und der Verursacherermittlung 
eingesetzt werden. 

Nun hat die Stadtverwaltung end-
lich grünes Licht gegeben und die 
Implementierung von immerhin drei 
Umweltdetektiven angekündigt. 
Der Stadtrat hat in seiner Sitzung 
im Mai die Konzeption und die er-
forderliche Mittelbereitstellung in 
Höhe von knapp 600.000 Euro im 
nächsten Doppel-Haushalt 2023/24 

beschlossen. Zugleich kritisiert die 
SPD-Fraktion jedoch die deutliche 
Verzögerung. Eine schnellere Umset-
zung des Stadtratsbeschlusses wäre 
wünschenswert gewesen.

Verursacherprinzip 
durchsetzen
„Wir wollen den Weg endlich frei-
machen, dass die Umweltverschmut-
zer, wo immer möglich, die Kosten 
der Beräumung und Entsorgung 
plus Strafe tragen müssen, und dass 
eben nicht die Allgemeinheit über 
die Abfallgebühren zur Kasse gebe-
ten wird“, so SPD-Stadtrat Andreas 
Geisler. Illegale Müllentsorgung sei 
kein Kavaliersdelikt und müsse bei 
Entdeckung richtig weh tun. Mög-
lichst mit Strafen, die die Kosten einer 

normalen Entsorgung ganz erheblich 
übersteigen, um den Anreiz, über ein 
illegales Entsorgen von Abfall auch 
nur nachzudenken, ein für alle Mal zu 
beheben. Geisler verweist in diesem 
Zusammenhang auf das immer bes-
sere Angebot der Leipziger Stadtrei-
nigung für legale Entsorgungsmög-
lichkeiten. Das alles gehöre zu einer 
sauberen und sicheren Stadt.

Umweltdetektive sollen in Leipzig  
demnächst illegale Müllablagerungen  
bekämpfen.� Foto: pixabay.com
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Knopfstadt Schmölln weiter  
in sozialdemokratischer Hand
Welche Herausforderungen in der neuen Legislatur auf Schmöllns Bürgermeister Sven Schrade (SPD) warten

Das Interview führte Vincent Ackermann

Mit 66,5 Prozent der Wahlstimmen 
verteidigte Schmöllns Bürgermeister 
Sven Schrade am 27. Juni sein Amt 
und wird damit auch in den nächs-
ten Jahren die Geschicke der ostt-
hüringer Knopfstadt leiten. DEMO 
traf sich mit dem wiedergewählten 
Amtsinhaber.

Wie hast du selbst den Wahl-
kampf erlebt und womit konn-
test du bei den Bürger*innen 
besonders punkten?
Dieser Wahlkampf war anders als 
die bisherigen. Schließlich gal-
ten immer noch Einschränkun-
gen durch die Corona-Pandemie. 
Größere Veranstaltungen und 
bürger*innennahe Formate waren 
so gut wie nicht möglich. Daher 
fand der Wahlkampf auch in den 
sozialen Netzwerken statt – leider 
gepaart mit offensichtlichen Fake 
News der Mitbewerber. Ich bin mir 
recht sicher, dass wir – der Kandi-
dat und sein Team – gut überzeu-
gen konnten mit dem, was in den 

letzten sechs Jahren erreicht wurde. 
Wichtig ist, das auch ins „Schau-
fenster“ zu stellen. Ich habe mir die 

Mühe gemacht und 100 kleine und 
große Projekte, die wir von 2015 
bis 2021 umsetzen konnten, zusam-

mengetragen. Ich denke, das kam 
gut an und hat aufgezeigt, dass die 
erste Amtszeit eine aktive gewe-

Marktplatz von Schmölln mit der Stadtverwaltung (r.) und der Stadtkirche St. Nikolai (Bildhintergrund)� Foto: Sven Schrade

Mit Blickpunkt, Aktuelles, Kommunal-Blog, DEMO-Kommunalkongress, Reporte, u. v. m.
MEHR INFOS. MEHR HINTERGRÜNDE. 

BESUCHEN 
SIE UNS AUF
www.demo-online.de
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sen ist. Und mit neuen Projekten 
wie weiteren Wohnbaustandorten 
und der Ansiedlung eines Drogerie-
markts habe ich auch klar machen 
können, dass sich am Tempo des 
Fortschritts nach Möglichkeit nichts 
ändern soll.

Welchen Herausforderungen 
stehst du in den kommenden 
sechs Jahren gegenüber und 
wie willst du sie bewältigen?
Sicher wird die finanzielle Situation 
der Stadt auch und gerade durch 
die Corona-Pandemie im Blick zu 
behalten sein. Wir haben eine Rei-
he an geförderten Maßnahmen im 
Bereich der Dorferneuerung und 
des Abwasseranschlusses in den 
nächsten Jahren im Finanzplan ste-
hen, die wir umsetzen wollen. Da-
für bedarf es der Bereitstellung des 
städtischen Eigenanteils. Weiterhin 
gelingen muss der Ausgleich zwi-
schen Kernstadt und den 44 Orts-
teilen. Die Stadt ist infrastrukturell 
gut aufgestellt. Künftig steht das 

Sven Schrade, Schmöllns Bürgermeister
� Foto: Sven Schrade

Leben in der Stadt mehr im Fokus. 
Schmölln fehlt eine Veranstaltungs-
halle, die Platz für regelmäßige kul-
turelle Events bietet. Die Investition 
und auch den dauerhaften Betrieb 
zu finanzieren, dieser Herausforde-
rung werden wir uns stellen.

Auf welche Aufgabe in der 
neuen Legislatur freust du dich 
besonders?
Ich freue mich grundsätzlich, dass 
Projekte, die ich in meiner ersten 
Amtszeit angeschoben habe, nun 
auch endlich in die Umsetzung 
kommen. Zu nennen sind hier die 
Erstellung eines Integrierten Stadt-
entwicklungskonzepts gemeinsam 
mit unserer Nachbarstadt Gößnitz, 
das die Chancen für weitere Förder-
mittel erhöht und städtebauliche 
Entwicklungsschwerpunkte defi-
niert, die wir in den nächsten zehn 
bis fünfzehn Jahren angehen wol-
len. Mit der Universität Kassel ha-
ben wir in diesem Jahr ein Projekt 
gestartet, das vom Bundesministe-

„ Die Bekämpfung von Rechts extremismus ist 
nach wie vor ein aktuelles und zentrales  Thema. 
Wer den ,blick nach rechts‘ regelmäßig liest, 
erkennt die aktuellen Gefahren von Rechtsaußen 
und kann sachkundig argumentieren.“ 
  
Ute Vogt, MdB

Weitere Informationen im Netz: www.bnr.de

rium für Bildung und Forschung zu 
100 Prozent gefördert wird. Stadt 
und Uni wollen eine Integrierte 
Strategie zur Daseinsvorsorge und 
Nachhaltigkeit im ländlichen Raum 
(kurz: ISDN) erarbeiten. Schließlich 
trifft der demografische Wandel 
insbesondere die ländlichen Räume 
und die Antwort darauf kann nicht 
„Gesundschrumpfen“ sein. Das 
wird alles ziemlich spannend. Ich 
freue mich darauf, was wir selbst 
für Erkenntnisse daraus ziehen und 
wie Daseinsvorsorge und Nachhal-
tigkeit in einer kleinen Kommune 
wie Schmölln neu gedacht werden 
können.

In den vergangenen Jahren 
hat Schmölln mit dir 
als Bürgermeister viele 
Umlandgemeinden als Ortsteile 
hinzugewonnen. Nimmst du 
Wachstumsschmerzen wahr?
Ich denke, dass „Wachstumsschmer-
zen“ das falsche Wort ist. Ganz 
sicher: Mit den Eingemeindungen 

wachsen die Herausforderungen, 
die Aufgabenfülle und auch wir als 
Verwaltung lernen diese nun „neue 
Stadt“ kennen und passen unser 
Handeln mit mehr Beschäftigten 
und einer Reorganisation der Be-
hörde an. Ich bin fest davon über-
zeugt, dass wir ohne Eingemein-

Anzeige
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dungen mit „Schrumpfungsschmer-
zen“ aufgrund fehlender finanzieller 
Mittel hätten klarkommen müssen. 
Die Gebietsreform war auch für 
Schmölln kein Selbstzweck. Im Mit-
telpunkt unseres Handelns stand 
der Erhalt der Lebensqualität unse-
rer ganzen Region.

Wie würdest du die Zusammen
arbeit mit dem Stadtrat und 
den Ortsteilbürgermeistern 
beschreiben?
Schon während des Prozesses der 
Eingemeindung war mir das Prinzip 
Augenhöhe wichtig. Die Bürger-
meister und Räte der ehemaligen 
Gemeinden brachten viel Erfahrung 
und Know-how, wie man mit wenig 
Mitteln trotzdem viel im Ort errei-
chen kann, mit. Das habe ich stets 
wertgeschätzt und tue dies auch 
nach der Eingemeindung. Für mich 
sind die Ortsteilbürgermeister und 
Ortsteilräte die „Feuerwehrleute“ 
vor Ort, die viele Probleme selbst-
ständig lösen, bevor sie bei uns in 
der Stadtverwaltung mit einiger Ver-
zögerung aufschlagen. Das hilft uns 
im Rathaus und auch mir ganz per-
sönlich. Da ich selbst vor meiner Zeit 
als Bürgermeister sechs Jahre Stadt-
ratsmitglied gewesen bin, weiß ich, 
dass ohne den Rat so gut wie nichts 
geht, wenn wir die Stadt aktiv ge-
stalten wollen. Insofern war und ist 
mein Credo, dass der Bürgermeister 
für eine funktionierende Arbeit im 
Stadtrat ein großes Maß an Verant-
wortung trägt und die Atmosphäre 
stets so sachlich sein sollte, dass wir 
alle nach der Sitzung noch etwas ge-
meinsam trinken gehen können.

Mühlhausen wird Smart
Kreisstadt des Unstrut-Hainich-Kreises im  
Wettbewerb „Modellprojekt Smart Cities“ erfolgreich

Autorin Elisabeth Kaiser, Bundestagsabgeordnete aus Gera und Mitglied des Ausschusses  

für Bau, Wohnen, Stadtentwicklung und Kommunen und Oleg Shevchenko, Mühlhäuser 

Stadtratsmitglied

Mühlhausen ist nach Gera und Jena 
die dritte Thüringer Stadt, die sich 
erfolgreich für das Bundesprogramm 
„Modellprojekte Smart Cities“ be-
worben hat. Mit ihrem besonderen 
Konzept wird die Stadt im Unstrut-
Hainich-Kreis Vorbild für andere 
Kommunen in Thüringen und ganz 
Deutschland sein.

Seit 2019 unterstützt der Bund mit 
dem Programm „Modellprojekte 
Smart Cities“ Zukunftsprojekte für 
die Entwicklung und Umsetzung di-
gitaler Technologien in der Stadtent-
wicklung. Im Zuge der Corona-Krise 
wurden diese Mittel noch einmal er-
höht. Insgesamt stehen für die dritte 
Staffel 270 Millionen Euro zur Verfü-
gung. Unter 94 Projekten wurden 28 
ausgewählt, darunter auch die Stadt 
Mühlhausen. 

Mühlhausen hatte sich mit einem 
Konzept für drei Stadt- und Ortsteile 
beworben. So sollen neben der mit-
telalterlichen Altstadt auch das Plat-
tenbaugebiet Ballongasse und der 
„Unser Dorf hat Zukunft“-Preisträ-
ger Bollstedt als Ortsteil entwickelt 
werden. Damit hat das Konzept von 

Oberbürgermeister Dr. Johannes 
Bruns und der Verwaltung auf jeden 
Fall den Namen Modellprojekt ver-
dient. Unter dem Motto „Gemein-
schaft stärken – Freiheit gewinnen“ 
setzt die Bauernkriegsstadt darauf, 
Mühlhäuser*innen und Tourist*innen 
von der Altstadt noch stärker zu 
überzeugen, diese energetisch zu sa-
nieren und neue Mobilitätsangebote 
zu entwickeln. In der Plattenbausied-
lung sollen smarte Methoden die 
soziale Inklusion fördern und neue 
Bildungsangebote schaffen. Ziel ist 
es, auch mit smarten Wohnideen 
die Wohn- und Aufenthaltsqualität 
eines Plattenbaugebiets zu steigern. 
Auch im ländlichen Ortsteil Bollstedt 
verfolgt Mühlhausen das Ziel, durch 
smarte Instrumente Menschen zu-
sammenzubringen und die Attrakti-
vität des ländlichen Raums zu erhö-
hen. Die Ziele sollen, nach Willen der 
Verwaltung und des Stadtrats, Hand 
in Hand mit den Klimaschutzzielen 
der Stadt einhergehen. 

Dabei kann die Stadt auf einem gu-
ten Fundament aufbauen. Mühlhau-
sen hat unter anderem einen digita-
len Mängelmelder geschaffen, die 

Stadtbibliothek setzt vermehrt auf 
die Onleihe, und die Terminbuchung 
im Bürgeramt erfolgt digital über die 
städtische Homepage. Junge Eltern 
können über das städtische Kita
portal eine Bedarfsmeldung abge-
ben. Insbesondere die Corona-Zeit 
hat den Online-Shop „MHL-Markt-
platz“ für alle Einzelhändler der In-
nenstadt gestärkt: Hier findet man 
die gewünschten Produkte  der lo-
kalen Händler*innen und kann sogar 
einen digitalen Rundgang durch die 
Läden absolvieren. 

Schon im Bewerbungsprozess für 
das „Smart Cities“-Programm wa-
ren viele Akteur*innen der Stadt 
einbezogen. Oberbürgermeister  
Dr.  Johannes Bruns weiß: Die Um-
setzung der Ideen wird nur mit ei-
nem guten Netzwerk funktionieren. 
Deshalb werden die städtischen 
Tochtergesellschaften, aber auch 
Kindertageseinrichtungen, Verbände 
und Vereine auf Mühlhausens Weg 
zur smarten Stadt auch weiterhin 
eine wichtige Rolle spielen.

JETZT 
AUF FACEBOOK 

BESUCHEN!
www.facebook.com/

demo.online
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Quo vadis, Sachsen-Anhalt?
Über Verhandlungen, Herzensanliegen und eine diskussionsfreudige SPD

Autor Andreas Dittmann

Während dieser Text entsteht, er-
lebt Sachsen-Anhalt gerade Koali-
tionsverhandlungen hin zur mögli-
chen CDU-SPD-FDP-Koalition. Für 
die SPD ist damit ein sehr intensiver 
Diskussionsprozess verbunden, wie 
mit dem Ergebnis der Landtagswahl 
umzugehen ist. Das klare Votum des 
Landesparteirats und des Landes-
vorstands zur Aufnahme von Son-
dierungen mündete alsbald in sehr 
kontroverse Positionierungen, wie es 
danach weitergehen soll.

Mit der Pressekonferenz über den 
Abschluss der Sondierungsgesprä-
che und der Empfehlung zur Auf-
nahme von Koalitionsverhandlungen 
zwischen CDU, SPD und FDP brach 
dann auch die erwartete Diskussion 
aus – zu Wohl und Wehe einer 
Regierungsbeteiligung und damit 
der SPD und auch zur Frage, ob man 
lieber in die Opposition gehen sol-
le. Das ist nicht schlimm, sondern ist 
Teil unseres Grundverständnisses als 
sozialdemokratische Partei.

Als Vorsitzender der SGK hatte ich 
die Möglichkeit, an den Sondie-
rungsgesprächen teilzunehmen. Ich 
empfinde die Entscheidung, Kom-
munalvertreter in die Gespräche ein-
zubeziehen, auch im Nachhinein als 
richtig, denn die Erfahrungen und 
Sichtweisen aus kommunaler Ebene 
unterscheiden sich eben doch gele-
gentlich von denen der Landesparla-
mentarier und Minister bzw. Minis-
terinnen.

Im Ergebnis der Sondierung habe ich 
mich im Vorfeld des Landesparteitags 
zu dieser Frage klar für die Aufnahme 
von Koalitionsverhandlungen ausge-
sprochen. Dafür sprechen aus meiner 
Sicht mehrere Gründe. Zum einen: 
Wir konnten in der Sondierung uns 
wichtige Punkte verankern. Und zum 
anderen: Ohne die SPD wären Rück-
schritte bei sozialen- und Bildungs-
themen nicht unwahrscheinlich.

Warum ein Dreierbündnis von CDU/
SPD/FDP, wenn CDU/SPD auch ge-

reicht hätten? Die CDU hat das ka-
tegorisch ausgeschlossen. Ein Be-
harren von uns darauf hätte zum 
Abbruch der Gespräche geführt, 
nichts von unseren Zielen wäre dann 
verhandelbar gewesen. Die Haltung 
der CDU ist dabei wohl auch der 
Struktur der eigenen Landtagsfrak-
tion und damit verbundener Unsi-
cherheiten geschlossenen Handelns 
geschuldet. Warum alternativ keine 
Fortsetzung von Kenia? Weil das die 

Grünen grundsätzlich ausgeschlos-
sen haben.

Wird die SPD dadurch zum Steig-
bügelhalter für ein erzkonservatives 
und neoliberales Sachsen-Anhalt? 
Nein, denn wir haben uns wichtige 
Themen wie ein Vergabe- und Tarif
treuegesetz als gemeinsames Ziel 
verankert. Die Bildungslandschaft 
wird nicht durcheinander gebracht. 
Die uns wichtigen Gemeinschafts-

schulen bleiben auch weiterhin Teil 
unserer Schulstruktur, aber auch die 
bestehenden Förderschulen werden 
nicht in Frage gestellt. Das Kita-Ge-
setz bleibt unangetastet. Selbst dann, 
wenn der Bund seine Zuschüsse re-
duzieren sollte, bleibt beispielsweise 
die Geschwisterregelung bestehen. 
Ein Zurückdrehen von Standards kön-
nen wir mit unserer Regierungsbetei-
ligung verhindern. Es besteht Einig-
keit, dass die Krankenhausstandorte 

erhalten bleiben sollen und vor allem 
ein deutlicher Schub an notwendigen 
Investitionen realisiert wird. Über den 
Solibeitrag der Hochschulen wird kri-
tisch diskutiert.

Nicht zuletzt war die Finanzierung 
der Kommunen ein zentrales The-
ma. Mit der Forderung eines FAG in 
Höhe von 1,7 Milliarden Euro statt 
wie aktuell 1,628 Milliarden Euro 
ging die SPD in die Sondierung und 

mit 1,72  Milliarden Euro für 2022 
und 2023 plus einer Steuerausfall-
übernahme von 66 Millionen Euro 
für dieses Jahr wurde das Thema 
abgeschlossen. Das ist etwas, was 
auf Bundesebene derzeit nicht zu 
erzielen ist. Der Ausgleichstock für 
notleidende Kommunen soll so an-
gepasst werden, dass in den betrof-
fenen Gemeinden auch weiterhin die 
sogenannten freiwilligen Leistungen 
möglich sind. Eine grundsätzliche 
Neukalkulation des FAG mit der Be-
rücksichtigung von Abschreibungen, 
Inflationsausgleich etc. und einer 
Nachjustierung der Binnenverteilung 
ist für 2024 das gemeinsame Ziel.

All das sind aber zunächst nur Rah-
mendaten, die in den möglichen 
Koalitionsverhandlungen vertieft 
und ausgefeilt werden sollen. Die Vo-
raussetzung dafür war aber, dass es 
überhaupt zu Koalitionsverhandlun-
gen kommen konnte. Am Ende soll 
den Mitgliedern unserer Partei ein 
Vertragsentwurf zur Abstimmung 
vorgelegt werden, der eine klare so-
zialdemokratische Handschrift trägt. 
Nach einer fünfstündigen, teils sehr 
emotionalen Diskussion gab der 
außerordentliche Parteitag letztlich 
grünes Licht für die Koalitionsver-
handlungen.

Manchen von uns reichte dafür schon 
der Satz Franz Münteferings „Oppo-
sition ist Mist“, um sich zu entschei-
den. Andere hinterfragten zu Recht, 
ob eine Regierungsbeteiligung sinn-
voll sei. Natürlich ging es in der Dis-
kussion nicht um „regieren um jeden 
Preis“. Das Sondierungsteam der SPD 
hat uns wichtige Pflöcke gesetzt, die 
eine selbstbewusste und sozialde-
mokratische Regierungsmitwirkung 
ermöglichen. Es liegt an uns, das 
in der neuen Legislaturperiode mit 
Kompetenz und Ausstrahlung aus-
zufüllen.

Ich glaube, dass so erzielte Erfolge 
am Ende mehr zählen werden, als 
das Agieren der kleinsten Opposition 
hinter AfD und Linke.

Andreas Dittmann vertritt die kommunalen Interessen in den laufenden Koalitions
verhandlungen.� Foto-Royal Zerbst, Martin Janne
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Für unsere Heimat mit Perspektive
Ein Interview mit Maik Berger

Wie bist du zur Politik 
gekommen?
Wie bei vielen Menschen meiner Ge-
neration hat die Wendezeit großen 
Einfluss auf meine politische Ent-
wicklung ausgeübt. Damals waren 
wir von großen Umbrüchen betrof-
fen und ich fragte mich: Wo gehen 
wir hin? Ich war nie ein Freund des 
sogenannten Beitritts und hätte mir 
eine Fusion gewünscht, in der beide 
Staaten gleichberechtigt aufgegan-
gen wären. Schon damals lag mir ein 
Mitgliedsantrag der SPD vor, denn in 
meiner Familie gab es zu dieser Zeit 
viele Sozialdemokraten.

Aber erst 2017 wurde ich Parteimit-
glied, als die SPD endlich den Weg 
zur Einführung der Lebenspartner-
schaft geöffnet hat. In die Kommu-
nalpolitik bin ich bereits 2014 gekom-
men, als ich über eine Wählergruppe 
Ortsbürgermeister meines Heimat
ortes Aderstedt wurde.

Du kandidierst ja sowohl für 
den Bundestag als auch als 
Bürgermeister der Gemeinde 
Huy.Wie kam es dazu und wie 
sieht dein Plan bei einem Wahl-
erfolg aus?

Bereits im Oktober 2020 wurde ich 
als SPD-Bundestagskandidat nomi-
niert, gewählt wurde ich Anfang 
2021. Ausschlaggebend war mein 
politisches Engagement in der Kom-
munalpolitik und mein fester Wille, 
an entscheidender Stelle etwas für 
unsere Region zu bewegen.

Die Wahl zum Bürgermeister der Ge-
meinde Huy ist überraschend zum 
26. September angesetzt worden, 
nachdem der bisherige Amtsinhaber 
in den Landtag von Sachsen-Anhalt 
gewählt wurde. Zum Zeitpunkt der 
Aufstellung war nicht klar, dass bei-
de Wahlen an einem Tag stattfinden 
werden und es war auch nicht klar, 
dass die Stelle des Bürgermeisters 
vakant werden würde. Seit Anfang 
Juni (nach den Landtagswahlen) 
wurde ich von vielen Menschen in 
der Gemeinde Huy angesprochen 
und um eine Kandidatur als Bürger-
meister gebeten. Die Entscheidung 
für die zeitgleiche Kandidatur für das 
Bürgermeisteramt und die Bundes-
tagswahl habe ich mir keineswegs 
leicht gemacht. Ich nehme aber den 
Wunsch vieler Bürgerinnen und Bür-
ger sowie meine Verantwortung für 
unsere Gemeinde sehr ernst und bin 
deshalb diesen Schritt gegangen. 
Und nun haben es die Bürgerinnen 
und Bürger der Gemeinde Huy in der 
Hand: Sie werden eine Wahl treffen 
können und darüber entscheiden, 
an welcher Stelle ich ihr Ansprech-
partner sein werde. Sollte es am 
26.09.2021 sowohl zum Direktman-
dat im Bundestag als auch zum Bür-
germeisteramt reichen, werde ich die 
Verantwortung in unserer Gemeinde 
übernehmen.

Welche drei Fähigkeiten sind  
aus deiner Sicht für einen Bürger-
meister besonders wichtig?
Hier eine Gewichtung abzugeben ist 
recht schwierig, aber für mich zäh-
len Gestaltungswille, Bürgernähe 
und „zuhören können“ definitiv da-
zu. Ergänzen möchte ich noch: Wirt-
schaftsverstand, Führungsstärke, 
Motivationsfähigkeit, Transparenz 
und Glaubwürdigkeit. Viele dieser 
Kompetenzen konnte ich in 30 Jah-

ren in der freien Wirtschaft aufbauen 
und umsetzen – einige kamen noch 
seit meinen kommunalpolitischen Tä-
tigkeiten hinzu. Ich möchte ein Mitt-
ler zwischen Verwaltung, Gemeinde-
rat und Bürger*innen sein.

Wenn du für die Gemeinde Huy 
einen Wunsch frei hättest, was 
würdest du verändern?
Die Kommunen sind die Herzkam-
mern unserer Demokratie. Leider sind 
wir für diese wesentliche Aufgabe zu 
wenig gerüstet. Wir brauchen mehr 
Unterstützung von den Ländern und 
auch vom Bund. Es hakt an vielen 
Ecken und Kanten und immer wieder 
sind es die finanziellen Ausstattun-
gen und die Lage der Haushalte, die 
uns zwingen freiwillige Aufgaben zu-
rückzufahren. Das muss ein Ende ha-
ben! Ich möchte beispielsweise eher 
Freibäder sanieren als sie schließen 
müssen! Es muss ein breit angelegtes 
Entschuldungsprogramm geben und 
durch Änderungen im FAG müssen 
Kommunen zukunftssicher aufge-
stellt werden.

Wie möchtest du Bürgerinnen 
und Bürger stärker an Entschei-
dungsprozessen beteiligen?
Bürgernähe, Öffentlichkeit und Trans-
parenz sind hier die Schlagworte, mit 
denen ich das umsetzen möchte und 
es in der Vergangenheit auch schon 
getan habe. Als Ortsbürgermeister, 
stellv. Gemeinderatsvorsitzender und 
1. Sprecher einer Bürgerinitiative ha-
be ich bereits langjährige Erfahrun-
gen sammeln können. Eine breite 
Diskussion ist für mich nie ein Prob-
lem gewesen. Ging es um wegwei-
sende Entscheidungen in unserem 
Ort, die nach einer ersten Befassung 
im Ortschaftsrat durch eine Bürger-
befragung vorbereitet wurden, oder 
den Bau eines neuen Spielplatzes, 
der nach einer Umfrage bei den Kin-
dern entstand, oder auch um die 
Gründung einer Bürgerinitiative zur 
Willensbildung gegenüber Netzkon-
zernen: Immer stand für mich das 
Wohl der Region, der Einwohnerin-
nen und Einwohner im Vordergrund. 
Ein Wohl, dass sich nur mit ihnen 
auch verwirklichen lässt.

Was möchtest du als erstes nach 
der Wahl zum Bürgermeister an-
packen?
Ich will nicht nur verwalten, sondern 
gestalten! In den ersten Wochen 
werde ich in jeder Abteilung der 
Verwaltung selbst mitarbeiten – an-
gefangen von der Kämmerei bis zum 
Einwohnermeldeamt oder dem Bau-
hof – und ich werde die Ortsteile, 
Vereine und Feuerwehren besuchen, 
um mir ein umfassendes Bild zu ma-
chen. Dann wird eine entsprechen-
de Prioritätenliste erstellt, die mit 
den Ortsbürgermeistern abgestimmt 
wird. Und auch in der Verwaltung 
werde ich Veränderungen vorneh-
men, denn sie soll sich zukünftig 
noch mehr als Dienstleister für die 
Bürgerinnen und Bürger verstehen. 
Nur mit tatkräftigem Handeln und 
zukunftsweisenden Entscheidungen 
kann unsere Region zu dem werden, 
was wir brauchen: Eine Heimat, die 
an ihren Herausforderungen wächst 
und auch in Zukunft ein attraktiver 
Ort für unsere Kinder sein wird.

Das Interview führte 
Katharina Zacharias
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Name: Maik Berger, Alter: 48,  
Familienstand: verheiratet

Berufsweg:

•	gelernter Groß- und Außen
handelskaufmann

•	Gebietsleiter für Sachsen-Anhalt 
im Pharmagroßhandel

•	Ortsbürgermeister Aderstedt
•	stellv. Gemeinderatsvorsitzender 

Gemeinde Huy
•	1. Sprecher der Bürgerinitiative 

„Freie Sicht auf Huy und Bruch“
•	sachkundiger Einwohner Kreis-

tag Landkreis Harz
•	Mitglied in verschiedenen 

Fördervereinen
•	Landratskandidat 2020 im 

Landkreis Harz

Maik Berger engagiert sich schon  
seit Jahren für die Gemeinde Huy, nun 
kandidiert er als Bürgermeister.�Foto: privat


